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Im Namen des Deutschen Volkes 

'In der Strqfsaehe gegen den Landarbeiter und Händler 
5 S , geboren am 
in Berltnzur Zeit in Haft, 

`~ı 

wegen schweren Rückfalldíebstahls u.a. 
hat das Reichsgericht, 2.strafsenat, in der Sitzung 
vom 15.0ktober 1942, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senatspräsident Vogt 
und die Re tchsgerichtsråte Dr.H0ffmann, Stumpf 
Dr.Rtttweger, Dr.wernecke, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Oberstaatsanwalt Edel, 

nach mUndl Toner Verhandlung ~fUr Recht erkannt: 
l. Das Urteil des Landgerichts in .P o t e d a m. vom 26.August 
1942 wird wie jblgt geändert: 

Die Wbrte:,und zu 5" -› fünf -` Jahren ZUchthaus",¦,Dte Stehe 
rungsverwahrung des Angeklagten wird angeordnet. ' und „Die er= 
litte ne Untersuchungshaft wird in Hohe von 6 - sechs + Monaten 
auf die erkannte Zuchthausstrafe angerechnet. n werden gestrichen. 

2.utt dieser Maßgabe wird die Revision des Angeklagten vor= 
warten. ;Er trägt die Kosten seines Rechtsmittels. 

Von Rechts wegen 

Gründe 

1. Der Sachverhalt rechtfertigt die Annahme eines schweren 
Rückfall dtebstahls in einem fülle, eines einfachen Rückfalldieb- 
stahls in zwei .Fallen, einer Unterschlagung in zwei füllen und 
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eines Betruges in einem Falle. Die Strafkammer hat nicht erörtert, 

ob der Angeklagte auch des fortgesetzten unbefugten Qhiformtragens 

(§ 132 a StGB), des jbrtgesetzten unbefugten .Führens -einer in= 
ländischen Díenstbezeichnung (§ 6 des Gesetzes über Titel, Orden 

und Ehrenzeichen vom l.Juli 1937 - RGBI I S.Z25 - ) und des ver: 
boten en Wdfifenbesttzes (5 26 des wafifengesetzes vom l8.März 1938 

- R081 I 8.265 - ) schuldig ist. Da diese Taten Jedoch für das 
Ergebnis des vorliegenden Verfahrens ohne Bedeutung sind, zumal 

das Untformtragen und das Führen der Dtenstbezetchnung ,Justíe= 
Oberwachtmeister" mit dem Betrugsfall in Tatetnheít stehen 

würde, gebietet ee die Gerechtigkeit nicht, .insoweit eine Ergänzung 

des urteils zu veranlassen. 
2. Die Verurteilung als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 

nach § 20 a Abs.1 StGB in allen füllen und die Verurteilung als 
Volksschädl ínv (Verbrechen nach § 4 der VO gegen Volksschädl enge 
vom 5.September 1939) in den Fällen der .Verurteilung mit Ausnahme 

des Falles hat die St rojkammer, gestützt auf' aus= 
reichende tatsächliche .Feststellungen, in rechtlich nicht zu be= 

anstandender weise begründet. Was die ReviSion hiergegen vorbau engt, 

Stellt im wesentlichen ein in diesem Rechtszuge' unzulässiges An: 
kämpfen gegen (in rechtlich einwandfreie Beweiswürdigung und die 

Beweisaufnahmen der Strafkammer dar . (§§ 261, .337 steh). 
5~ Die Strafkammer hat dargelegt, daß der Angeklagte sämtl Ache 

abzuurtetlenden Taten als Gewohnhettsverbrecher begangen hat und 

daß bei der im einzelnen im Urteil geschilderten Persönlichkeit 

des Angeklagten «nah eine lange .Freiheitsstrafe in Verbindung mit 

der Anordnung der Sicherungsverwahrung zum Schutz der dfifentlíchen 

Sicherheit nicht ausreißen würde,sondern daß der Schutz der volksge.-= 

meinschaft und das Bedürfnis nach- gerechter Sühne gemäß ~§ l des 
Gesetzes vom 4.september l94L die Todesstrafe erfordert. Die 

Ausführungen lassen keinen Rechtsirrtum erkennen. ES genügt ein 
Hinweis auf HaSt Bd. 76 S. 91 ,92,93. 
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In- dem fülle hat die Strafkammer auf eine 

Zuchthausstnqfe erkannt. Sie hat hier von der Verhängung der Todes: 

strafe gemäß §' 1 des Gesetzes vom 4.September 1941 nur deswegen 
abgesehen, weil in diesem .Hall eine .Freiheitsstrafe nicht aus 5 20a 
StGB zu schärfen, sondern aus der schwereren Strqfbest tmmung des 
§ 244 StGB zu entnehmen gewesen wäre. Dabei hat; sie übersehen, daß 
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d i e  Anwendung des f I des Gesetzes vom 4..s'eptember 1941 nicht davon 
abhängt, ob  d i e  Strafe aus § 20 a StGB Qeschärft w i r d ,  sondern 
nur ' davon , ' ob  der Täter e i n  ge fähr l i cher  Gewohnheitsverbrecher 
(§ 20 a StGB) i s t .  Da d i e  Strafkammer das auch im Falle 

ausgesprochen ha t ,  und der  Fa l l  von de r  St  rafkanııner nach 
de r  T a t s e t t e  und d e r  T å t e r s e t t e  i m  ü b r i g e n  ebenso beur t e i l t  worden 
i s t ,  w i e  d i e  anderen Fä l le ,  kann das R e v i s í o n s g e r í c h t  aussprechen, 
daß de r  angeklagte auch wegen d ieses  F a l l e s  der  Todesstrafe ve r=  
f a l l e n  i s t .  Dami t  f a l l e n  d i e  Zuchthausstrafe, d i e  Stcherungsver-= 
nahrung und d i e  Anrechnung der  üntersuchungafıaft f o r t .  ' 

Ges. : Vogt Hoffmann Stumpf 
Bt t tweger  Iernecke 

\. 

ı 


